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Fachliche Weisung zu § 1 AsylbLG

Leistungsberechtigte    
1.
Leistungsberechtigte 

Nach § 23 Abs. 2 SGB XII und § 9 Abs. 1 AsylbLG erhalten Leistungs​berechtigte nach dem AsylbLG ausdrücklich keine Leistungen nach dem SGB XII. 

Ein analoger Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII wird erst dann aus​gelöst, wenn die Leistungsberechtigten nach § 1 Abs. 1 zum Personenkreis nach § 2 gehören. Personen, auf die § 1 Abs. 2 oder 3 zutrifft, sind nicht (mehr) leistungsberechtigt nach AsylbLG; sie können unmittelbar Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII oder SGB II haben.

1.1
Personenkreis der Leistungsberechtigten

Leistungsberechtigt nach dem AsylbLG sind Ausländer, die sich tatsächlich im Bundesgebiet aufhalten und die

	1. eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylverfahrensgesetz besitzen, 

	2. über einen Flughafen einreisen wollen und denen die Einreise nicht oder noch nicht gestattet ist,

	3. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 oder § 24 wegen eines Krieges in ihrem Heimatland oder nach § 25 Abs. 4 Satz 1, Abs. 4a oder Abs. 5 des Aufent​haltsgesetzes (AufenthG) besitzen,

	4. eine Duldung nach § 60a AufenthG besitzen,

	5. vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn eine Abschiebungsandrohung noch nicht oder nicht mehr vollziehbar ist, oder

	6. Ehegatten oder minderjährige Kinder der in den Nummern 1 bis 5 genannten Personen sind, ohne das sie selbst die dort genannten Voraussetzungen erfüllen

7. einen Folgeantrag nach § 71 des Asylverfahrensgesetzes oder einen Zweitantrag nach § 71a des Asylverfahrensgesetzes stellen.


1.1.1
Ausländer mit einer Aufenthaltsgestattung nach dem Asylverfah​rensgesetz

Jeder Ausländer, der einen Asylantrag (Erstantrag) stellt, erhält bei der An​tragstellung vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) sofort eine Aufenthaltsgestattung; der Tag der Asylantragstellung ist aus der Aufenthalts​gestattung ersichtlich. Die Aufenthaltsgestattung wird vom BAMF für die Dauer von drei Monaten ausgestellt. Ist eine Verlängerung erforderlich, ge​schieht dies nach drei Monaten durch die Ausländerbehörde. Die Verlänge​rung erfolgt in der Regel für sechs Monate. Auf dem Vordruck der Aufent​haltsgestattung ist eine Verlängerung dreimal möglich, danach wird eine neue Aufenthaltsgestattung ausgestellt, aus der das Datum der Asylantragstellung ebenfalls hervorgeht.

1.1.2
Ausländer, die über einen Flughafen einreisen wollen und denen die Einreise nicht oder noch nicht gestattet ist

Diese Regelung betrifft den tatsächlichen Aufenthalt von Ausländern im Bundesgebiet, die auf dem Luftwege einreisen wollen und sich noch im Transitbereich eines deutschen Flughafens aufhalten. 

Nach § 18a AsylVerfG wird für diese Ausländer das Asylverfahren durchge​führt, solange sie sich nach der Landung noch auf dem Flughafengelände befinden, ohne eingereist zu sein, also die Grenzkontrollen noch nicht passiert oder sie nicht umgangen haben. Die Unterbringung der Ausländer in dieser Zeit erfolgt auf dem Flughafengelände. 

Diese Regelung hat in der bremischen Hilfepraxis keine Bedeutung. Wegen der geringen Zahl der Fälle werden asylsuchende Ausländer, die über den Flughafen Bremen einreisen, von der Bundespolizei direkt der ZAST zugelei​tet.

1.1.3
Ausländer, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 oder 
§ 24 wegen eines Krieges in ihrem Heimatland oder nach § 25 Abs. 4 Satz 1, Abs. 4a oder Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) besitzen 

Nach § 23 Abs. 1 AufentG kann die Aufenthaltserlaubnis durch Anordnung der obersten Landesbehörde (für Bremen der Senator für Inneres u.a.) aus völker​rechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer Interes​sen der Bundesrepublik Deutschland erteilt werden. Die Anordnung bedarf des Einvernehmens des Bundesministeriums des Inneren und wird im Regel​fall in den Ausweispapieren vermerkt.

Bei dem Personenkreis nach § 24 AufenthG handelt es sich um Bürgerkriegs​flüchtlinge, denen im Bundesgebiet vorübergehender Schutz gewährt wird. 

Ausländer, die eine andere Aufenthaltserlaubnis als nach den genannten §§ besitzen, haben Ansprüche nach dem SGB II oder SGB XII. Im Zweifelsfall ist durch Nachfrage beim Stadtamt Bremen zu klären, nach welcher Rechtsvor​schrift des AufenthG die Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde insbesondere im Hinblick auf den Zusatz „...wegen eines Krieges in ihrem Heimatland“.

1.1.4
Ausländer, die eine Duldung nach § 60a AufenthG besitzen

Eine Duldung bedeutet die zeitweise Aussetzung der Abschiebung. Der Aus​länder bleibt vollziehbar ausreisepflichtig, auch wenn er eine Duldung erhalten hat. Die Anordnung einer Duldung wird in den Ausweispapieren vermerkt.

Eine Duldung kann aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrnehmung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland erteilt werden. Die Abschiebung ist auszusetzen, solange die Abschiebung aus tat​sächlichen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und keine Aufenthaltser​laubnis erteilt wird. 

1.1.5
Ausländer, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn eine Abschiebungsandrohung noch nicht oder nicht mehr vollziehbar ist

Von dieser Regelung werden u.a. Ausländer erfasst, die keinen Asylantrag gestellt haben und denen kein Aufenthaltstitel erteilt worden ist, oder die ihren Asylantrag zurückgenommen haben, so dass sie vollziehbar zur Ausreise ver​pflichtet sind sowie Ausländer, die nach Ablehnung des Asylantrages noch nicht ausgereist oder abgeschoben worden sind.

Nicht mehr vollziehbar ist eine Abschiebungsandrohung z.B. dann, wenn das BAMF einen Asylantrag als offensichtlich unbegründet abgelehnt hat, der Ausländer daraufhin beim Verwaltungsgericht ein Eilverfahren anstrebt und das Gericht die aufschiebende Wirkung der Klage feststellt (§ 80 Abs. 5 Ver​waltungsgerichtsordnung -VwGO-). Im Zweifel ist eine Klärung über die Aus​länderbehörde herbeizuführen.

1.1.6 Ehegatten, Lebenspartner oder minderjährige Kinder der in Nummer 1 bis 5 genannten Personen, ohne dass sie selbst die dort genannten Voraussetzungen erfüllen

Ziel dieser Regelung ist es, die Mitglieder einer Haushaltsgemeinschaft im Regelfall leistungsrechtlich gleich zu behandeln. Voraussetzung ist dabei, dass die Ehegatten, Lebenspartner oder minderjährigen Kinder selbst Auslän​der sind, sich tatsächlich im Bundesgebiet aufhalten, noch keinen eigenen ausländerrechtlichen Status haben und nicht in ihrer eigenen Person den in Nr. 1 bis 5 genannten Personenkreisen zuzuordnen sind.

Liegt ein eigener ausländerrechtlicher Status nach dem AufenthG vor, so ist hinsichtlich der Leistungsgewährung der eigenen Status maßgeblich.

Sofern minderjährige Kinder unabhängig von ihren Eltern einreisen sollte die Leistungsberechtigung der Kinder an die des Haushaltsvorstandes angebun​den werden. Das gleiche gilt für im Bundesgebiet geborene Kinder der be​zeichneten Ausländer.

1.1.7 Ausländer, die einen Folgeantrag nach § 71 Asylverfahrensgesetz oder einen Zweitantrag nach § 71a Asylverfahrensgesetz stellen

Mit dieser Vorschrift wird klar gestellt, dass Folge- oder Zweitantragsteller in der Zeit, in der das BAMF über die Durchführung eines weiteren Asylverfah​rens entscheidet, den Erstantragstellern gleichgestellt sind.

Entscheidet das BMAF, dass ein Asylfolge- oder Asylzweitverfahren durch​geführt wird, besteht danach für die Antragsteller eine Leistungsberechtigung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1. Wird die Durchführung eines weiteren Verfahrens ab​gelehnt, so ergibt sich die Leistungsberechtigung dann nach § 1 Abs. 1 Nr. 5.

1.2.
Ausschluss von der Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG.

Keinen Anspruch nach dem AsylbLG haben Ausländer nach § 1 Abs. 2 für Zeiten, für die ihnen ein anderer Aufenthaltstitel als die in Absatz 1 Nr. 3 be​zeichnete Aufenthaltserlaubnis mit einer Gesamtgeltungsdauer von mehr als 6 Monaten erteilt worden ist. Bei Bedürftigkeit haben diese Personen unmittel​bar einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII.

Die Aufenthaltserlaubnis wird in der Regel im Pass oder ausnahmsweise in einem Ausweisersatzpapier oder Reisedokument eingetragen. Verlängerun​gen werden ebenfalls in die genannten Papiere eingetragen, so dass ersicht​lich ist, ob die Aufenthaltserlaubnis insgesamt für eine Geltungsdauer von mehr als sechs Monaten erteilt worden sind. Ist die Gesamtgeltungsdauer nicht ersichtlich (z.B. weil ein neuer Pass ausgestellt worden ist), ist sie beim Stadtamt zu erfragen. Maßgeblich ist hier der erlaubte und nicht der tatsäch​liche Aufenthalt des Ausländers. Verlängerungen werden auf die genehmigte Aufenthaltszeit angerechnet. Wird die Aufenthaltserlaubnis jedoch neu erteilt, also nicht innerhalb eines Erlaubniszeitraumes verlängert, ist für eine Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG die neue Geltungsdauer entschei​dend, da die Zusammenfassung mehrerer Erlaubniszeiträume unzulässig ist.
Bis zur Entscheidung des Stadtamtes über den Antrag eines Ausländers auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gilt der Aufenthalt im Bundesgebiet entweder

· als erlaubt (sog. Erlaubnisfunktion nach § 81 Abs. 3 Satz 1 AufenthG)

· als geduldet (sog. Duldungsfiktion nach § 81 Abs. 3 Satz 2 AufenthG) oder

· die Ausreise ist nicht vollziehbar

Die Ausländer erhalten vom Stadtamt hierzu eine Bescheinigung über die Be​antragung eines Aufenthaltstitels (Fiktionsbescheinigung), aus der die genaue Zuordnung hervorgeht. Bei Bedürftigkeit sind Leistungen entsprechend des jeweiligen Anspruchs nach dem SGB II, SGB XII oder AsylbLG zu gewähren. 

1.3
Ende der Leistungsberechtigung

Die Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG endet 

· taggenau mit der tatsächlichen Ausreise: Damit wird klargestellt, dass Leistungen nach dem AsylbLG nicht mehr gewährt werden, wenn der Leistungsberechtigte die Bundesrepublik Deutschland verlassen hat,

oder mit Ablauf des Monats, in dem

· die Leistungsvoraussetzung entfällt (z. B. aufgrund der Heirat eines Asyl​suchenden mit einer/m deutschen Staatsangehörigen, oder wegen Zutreffens von § 1 Abs. 2), oder

· das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge den/die Ausländer/in als Asylberechtigte/n anerkennt oder ein Gericht das Bundesamt zur Aner​kennung verpflichtet hat, auch wenn die Entscheidung noch nicht unan​fechtbar ist; Fälle des § 25 Abs. 2 AufenthG (sog. “kleines Asyl”, Verbot der Abschiebung) werden von dieser Regelung nicht erfasst.

Asylberechtigte haben für den Monat, in dem die z.B. Anerkennung erfolgt, noch Anspruch auf Leistungen nach dem AsylbLG, erst ab dem Folgemonat besteht ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII. Entsprechendes gilt für alle weiteren Fallkonstellationen der Nr. 2 a) und b).

Notizen
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